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Hinweis:  

Sofern in dem vorliegenden Dokument für Personen ausschließlich die männliche Form benutzt wird, 
geschieht dies nur aus Gründen der besseren Lesbarkeit. 
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1. Allgemeine Bekanntmachung 

Zum 01.01.2018 ist die Bundesrechts-Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen 
des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische Behördenpostfach 
(Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERVV, Bundesgesetzblatt 2017, Teil I, S. 803) in 
Kraft getreten. In den Verfahren nach 

- der Zivilprozessordnung, 
- dem Gesetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
- der Insolvenzordnung, 
- dem Arbeitsgerichtsgesetz, 
- der Verwaltungsgerichtsordnung, 
- der Finanzgerichtsordnung, 
- dem Sozialgerichtsgesetz, 
- der Strafprozessordnung sowie 
- dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 

ist der elektronische Rechtsverkehr bei allen Gerichten und Staatsanwaltschaften im Land Bre-
men eröffnet. In diesen Bereichen gilt die genannte Bundesrechtsverordnung. Einzelheiten zu 
den technischen Voraussetzungen für die Einreichung sind nach § 5 ERVV auf www.justiz.de 
veröffentlicht. 

In allen Verfahren nach 

- dem Handelsgesetzbuch, 
- dem Genossenschaftsgesetz, 
- dem Partnerschaftsgesellschaftsgesetz, 
- der Schiffsregisterordnung 

ist der elektronische Rechtsverkehr bei allen Gerichten und Staatsanwaltschaften im Land Bre-
men ebenfalls eröffnet. In diesen Bereichen gilt die Landesrechts- „Verordnung über den elekt-
ronischen Rechtsverkehr im Land Bremen“ vom 18. Dezember 2006 (BremGBI. S. 548, nach-
folgend BremERVVO genannt). 

In Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregistersachen besteht eine gesetzliche Ver-
pflichtung zur Einreichung elektronischer Dokumente. 

Gemäß § 2 der BremERVVO ist zur Entgegennahme elektronischer Dokumente die elektroni-
sche Poststelle der Gerichte und Staatsanwaltschaften in Bremen bestimmt (sogenanntes 
„Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach“ (EGVP)). Das EGVP ist über spezielle Kom-
munikationssoftware erreichbar. Rechtsanwälte und Notare können das EGVP über das beson-
dere elektronische Anwaltspostfach gem. § 31a BRAO (erhältlich über die BRAK) bzw. das be-
sondere elektronische Notarpostfach (erhältlich über die BNotK) erreichen. Behörden sowie 
Körperschaften des öffentlichen Rechts können über das besondere elektronische Behörden-
postfach gem. § 6 ERVV mit den Gerichten und Staatsanwaltschaften über das EGVP Postfach 
kommunizieren. Weitere Informationen hierzu sind auf der Seite www.egvp.de/Behördenpost-
fach zu entnehmen. Das EGVP ist seit dem 01.01.2018 auch über DE-Mail Dienste erreichbar.  

Informationen zu Softwareprodukten für die übrigen Kommunikationspartner sind auf der Seite 
www.egvp.de zu entnehmen.  
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2. Ausführungsbestimmungen gemäß der Verordnung über den elektronischen Rechtsver-
kehr im Land Bremen 

Auf der Grundlage des § 3 Nr. 1 bis 4 BremERVVO1 werden hiermit die Einzelheiten des Ver-
fahrens für die Anmeldung zum elektronischen Rechtsverkehr und die sonstigen zusätzlichen 
Angaben, die bei der Übermittlung mittels des Elektronischen Gerichts- und Verwaltungspost-
fachs eingehalten werden sollen, durch die Senatorin für Justiz und Verfassung wie folgt be-
kannt gegeben: 

2.1. Gemeinsame Vorschriften für alle Verfahren 

2.1.1. Installation der Software und Anmeldung am EGVP 

Für die Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr im Land Bremen ist eine einmalige Anmel-
dung bei dem Elektronischen Verwaltungs- und Gerichtspostfach (EGVP) erforderlich. Die An-
meldung erfolgt bei der Installation der Clientanwendung auf dem Rechner des Kommunikati-
onspartners der Justiz.   

Auf der folgenden Internetseite finden Sie zugelassene Softwareprodukte, mit der die Kommu-
nikation mit dem EGVP möglich ist: 

www.egvp.de/Drittprodukte 

Jeder angemeldete Kommunikationspartner erhält mit der Registrierung ein persönliches Post-
fach. Die Verwaltung des Postfachinhalts – insbesondere die Leerung des Postfachs – erfolgt 
grundsätzlich durch den Kommunikationspartner in eigener Verantwortung. Nachrichten aus 
dem persönlichen EGVP Postfach können auf den privaten / geschäftlichen Computer kopiert 
werden. Nicht abgeholte Nachrichten werden nach Ablauf von 12 Monaten nach Eingang auto-
matisiert gelöscht. Ebenso werden nicht genutzte Postfächer nach Ablauf von 12 Monaten seit 
der letzten Nutzung einschließlich Inhalt gelöscht. 

Im Rahmen der Registrierung ist für die Begründung, Durchführung und Abwicklung des elekt-
ronischen Rechtsverkehrs die Angabe allgemeiner personenbezogener Daten erforderlich. Un-
ter anderem sind als Bestandsdaten anzugeben: 

- Name und Vorname 
- Organisation 
- Anschrift und Telekommunikationsverbindungen (einschließlich E-Mail-Anschrift) 
- Signatur- und Verschlüsselungszertifikate 

Die Speicherung der Zertifikatsinformationen des Kommunikationspartners erfolgt unter ande-
rem zur Ver- und Entschlüsselung der OSCI-Nachrichten. Die Daten werden dauerhaft gespei-
chert und sollen durch den Kommunikationspartner laufend aktualisiert werden. 

                                                

1 BremERVVO vom 18.12.2006, Brem.GBI. Seite 548, zuletzt geändert durch Art. 1 ÄndVO vom 11.12.2017, 

BremGBI. S. 813 
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Besonderes elektronisches Anwaltspostfach / Notarpostfach 

Die Registrierung dieser Postfächer erfolgt für die Berufsgruppen der Rechtsanwälte und Notare 
über die Bundesrechtsanwaltskammer bzw. die Bundesnotarkammer.  

2.1.2. Datenschutz 

Für die Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr ist die Zustimmung zur Datenschutzerklä-
rung erforderlich.  

Eine elektronische Zustellung an das Postfach kann nicht mehr erfolgen, sobald die Datenschut-
zerklärung widerrufen und das Postfach gelöscht ist. Die Daten des Kommunikationspartners 
sind in diesem Falle nicht mehr über die Registrierungsdatenbank zugänglich. 

Eine entgeltliche oder unentgeltliche Übermittlung der unter Kapitel 2.1.1. aufgeführten Daten 
an Dritte zu kommerziellen Zwecken oder an Behörden oder Dienststellen zu anderen als un-
mittelbar verfahrensbezogenen Zwecken erfolgt nicht. Zum Schutz der personenbezogenen Da-
ten vor unberechtigtem Zugriff und Missbrauch durch Dritte werden umfangreiche technische 
Sicherheitsvorkehrungen getroffen. Die Sicherheitsverfahren werden regelmäßig überprüft und 
entsprechen dem Stand der Technik. 

2.1.3. Kommunikation, Größenbeschränkungen und Bearbeitung 

Die Kommunikation mit dem EGVP erfolgt über das Protokoll OSCI (Online Services Computer 
Interface). Voraussetzung ist, dass der Kommunikationspartner eine entsprechende Clientan-
wendung installiert hat, die dieses Protokoll bedient. Insoweit wird auf die Angaben unter Kapitel 
1 Bezug genommen. Das Protokoll beinhaltet die Verschlüsselung von Inhalts- und Nutzungs-
daten, so dass nur der berechtigte Empfänger einen Zugriff auf die Daten erhält.  

Die erstellten Übermittlungs-, Sende- und Empfangsbestätigungen beziehen sich auf die Tatsa-
che, dass der in der jeweiligen Bestätigung beschriebene Kommunikationsvorgang zu dem an-
gegebenen Zeitpunkt stattgefunden hat. Durch diese Bestätigungen wird insbesondere nicht 
zugleich bestätigt, dass die übermittelten Dokumente in einem zugelassenen Format vorgelegt 
worden sind oder sonst keine Hindernisse für eine Weiterverarbeitung (Viren o.ä.) bestehen. 

Das Gesamtvolumen einer Nachricht darf eine Größe von 60 Megabyte nicht überschreiten. 
Die Beifügung von mehr als 100 Anlagen ist nicht zulässig.  

Dokumente, die nach Dienstschluss, am Wochenende oder an einem Feiertag über die elektro-
nischen Poststellen bei den am elektronischen Rechtsverkehr teilnehmenden Gerichten und 
Staatsanwaltschaften eingereicht werden, können erst zu Beginn des folgenden Arbeitstags be-
arbeitet werden. Eine Bearbeitung elektronisch eingereichter Dokumente im Rahmen eines von 
den teilnehmenden Gerichten und Staatsanwaltschaften ggf. eingerichteten Bereitschafts- oder 
Notdienstes ist nicht möglich. 
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2.1.4. Bezeichnung der Sendungen und ihrer Anlagen 

Bei der Übermittlung soll, sofern bekannt, das gerichtliche oder staatsanwaltschaftliche Akten-
zeichen im Betreff der Nachricht angegeben werden; bei verfahrenseinleitenden elektronischen 
Dokumenten und in Fällen, in denen das gerichtliche oder staatsanwaltschaftliche Aktenzeichen 
sonst noch nicht bekannt sein kann, soll dort die jeweilige Verfahrensart (z.B. Zivilklage, Schei-
dungsantrag, Revisionsschrift, Beschwerde, etc.) sowie der Hinweis „Neues Verfahren“ schlag-
wortartig angegeben werden. 

2.1.5. Schädliche Inhalte (Viren, Trojaner etc.) 

Der Übermittler einer Nachricht ist dafür verantwortlich, dass die Nachricht selbst und die ange-
hängten Dateien keine schädlichen aktiven Komponenten (Viren, Trojaner, Würmer etc.) ent-
halten; eine Datei mit schädlichen aktiven Komponenten gilt auch dann als nicht zugegangen, 
wenn die Datei im Übrigen den in § 2 Abs. 4 und 5 BremERVVO festgelegten Formatstandards 
entspricht. 

2.1.6. Ersatzeinreichungen 

Wenn die Übermittlung an die elektronische Poststelle wegen technischer Störungen oder we-
gen zu großer Datenmengen oder aus sonstigen Gründen nicht möglich ist, kann eine Ersatz-
einreichung auf einem Datenträger vorgenommen werden. Die Unmöglichkeit der Übermittlung 
ist ggf. darzulegen. In welcher Form die Ersatzeinreichung zu erfolgen hat, ist mit der jeweiligen 
Gerichtsleitung bzw. der Leitung der Staatsanwaltschaft abzustimmen.  

2.1.7. Formatstandards und Versionen 

Auf der Grundlage des § 3 Nr. 3 BremERVVO werden hiermit die nach der Prüfung der teilneh-
menden Gerichte und Staatsanwaltschaften den in § 2 Abs. 5 und 6 festgelegten Formatstan-
dards entsprechenden und für die Bearbeitung durch das Gericht geeigneten Versionen der 
genannten Formate wie folgt bekannt gegeben:  

Formate gemäß § 2 Abs. 5 BremERVVO:  

- ASCII (American Standard Code for Information Interchance), ohne Versionsbeschrän-
kung; als reiner Text ohne Formatierungscode und ohne Sonderzeichen  

- Unicode, ohne Versionsbeschränkung  
- Microsoft RTF (Rich Text Format) für Word 2016  
- Adobe Portable Document Format (PDF), sofern mit Adobe Acrobat Reader 2017.x les-

bar 
- XML (Extensible Markup Language) - sofern mit dem Microsoft Edge Chromium darstell-

bar  
- Microsoft Word, darf keine aktiven Komponenten enthalten, muss mit Word 2016 dar-

stellbar sein  
- Microsoft Excel, darf keine aktiven Komponenten enthalten, muss mit Excel 2016 dar-

stellbar sein  
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Formate gemäß § 2 Abs. 6 BremERVVO  

- TIFF, Version 6  
 

Hinweise:     

Elektronische Dokumente, die einem der genannten Dateiformate in der bekannt gegebenen 
Form entsprechen, können auch in komprimierter Form als ZIP-Datei eingereicht werden. Beim 
Einsatz von Dokumentensignaturen muss sich die Signatur auf das Dokument und nicht auf die 
ZIP-Datei beziehen (§ 2 Abs. 7 BremERVVO).  

Die Nennung von Programmen, mit denen ein zugelassenes, weil für die Bearbeitung geeigne-
tes Dokument erstellt werden kann, kann wegen der Vielzahl angebotener Programme und Pro-
grammversionen nur exemplarisch sein. Eine Nennung ist keine Empfehlung, dieses Programm 
zu nutzen, und schließt andere Programme, welche nach der Spalte „Version / Einschränkun-
gen“ zuzulassende elektronische Dokumente erzeugen können, nicht aus. 

2.2. Ergänzende Vorschriften für den elektronischen Rechtsverkehr in Registersachen 

Elektronische Anmeldungen zu den Handels-, Genossenschafts- und Partnerschaftsregistern 
gemäß § 12 Abs. 1 des Handelsgesetzbuchs sollen jeweils ein Begleitdokument im Datenaus-
tauschformat XJustiz (ab Version 1.3) und X.Justiz.Register (ab Version 1.1) beigefügt werden. 
Das Begleitdokument soll mindestens die folgenden Angaben enthalten:  

- das gerichtliche Aktenzeichen, bei Neueingängen die Angabe "RegNEU"  
- die schlagwortartige Bezeichnung des Gegenstands der Anmeldung  
- die aktuell eingetragene Firma bzw. der Name des Rechtsträgers, auf den sich die An-

meldung bezieht, bzw. bei einer Neuanmeldung die beantragte Firma bzw. der bean-
tragte Name  

- die Bezeichnung der Person des Einreichers der Anmeldung (in der Regel des Notars)  

2.3. Ergänzende Vorschriften für den elektronischen Rechtsverkehr in Mahnsachen 

Informationen zu den besonderen technischen und organisatorischen Voraussetzungen für den 
elektronischen Rechtsverkehr im Rahmen des maschinellen gerichtlichen Mahnverfahrens (Verfah-
ren "Online-Mahnantrag" und "ProfiMahn") finden sich auf den Internetseiten www.online-mahnan-
trag.de und www.profimahn.de. 

 



Elektronischer Rechtsverkehr im Land Bremen 

 

 Seite 8 von 8 

 

3. Bekanntgabe der Verordnung über die Pflicht zur Nutzung des elektronischen 

Rechtsverkehrs für die Fachgerichtsbarkeiten mit Ausnahme des Landessozialge-

richts Niedersachsen-Bremen und der Verwaltungsgerichtsbarkeit zum 1. Januar 

2021 

3.1. Grundlegende Anforderungen an die Übermittlung von elektronischen Doku-

menten 

Zum 1. Januar 2021 tritt die Verordnung über die Pflicht zur Nutzung des elektronischen Rechts-
verkehrs für die Fachgerichtsbarkeiten mit Ausnahme des Landessozialgerichts Niedersach-
sen-Bremen und der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Bremen in Kraft. 

Dies bedeutet, dass in der Arbeitsgerichtsbarkeit, der Finanzgerichtsbarkeit und beim Sozialge-
richt Bremen schriftformbedürftige Schriftsätze ab dem 1. Januar 2021 elektronisch eingereicht 
werden müssen.  

Konkret gilt, dass Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, Behörden und juristische Personen 
des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben ge-
bildeten Zusammenschlüsse ab dem 1. Januar 2021 schriftformbedürftige Schriftsätze – insbe-
sondere also Klagen und Anträge – nicht mehr als Brief oder per Telefax, sondern nur noch 
elektronisch übermitteln dürfen. 

Ist eine Übermittlung aus technischen Gründen vorübergehend nicht möglich, dann ist eine 
Übermittlung von Schriftsätzen nach den allgemeinen Regelungen – d.h. auch in Papierform – 
ersatzweise zulässig. 

3.2. Dateiname eines elektronischen Dokuments 

Es wurde zwischen der BRAK und der Justiz bundesweit folgende Regel für den Dateinamen 

eines elektronischen Dokuments, welches einer beA-Nachricht beigefügt ist, abgestimmt:   

 

 „Die Länge von Dateinamen ist auf 90 Zeichen inkl. der Dateiendungen beschränkt. Auch dür-

fen in Dateinamen nur noch alle Buchstaben des deutschen Alphabetes einschließlich Umlaute 

ä, ö, ü und ß genutzt werden. Zudem dürfen alle Ziffern und die Zeichen Unterstrich und Minus 

genutzt werden. Punkte sind nur als Trenner zwischen Dateiname und Dateinamenserweiterung 

zulässig. Nur bei konkatenierten Dateinamensendungen, z.B. bei abgesetzten Signaturdateien, 

dürfen Punkte auch im Dateinamen genutzt werden (z.B. Dokument1.pdf.pkcs7)." 
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4. Rechtliche Hinweise 

Allgemeine rechtliche Hinweise zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie unter: 

www.egvp.de/rechtliche Hinweise 

 

Die gesetzlich definierten sicheren Übermittlungswege gemäß § 130a Abs. 4 ZPO sind: 

 die absenderauthentifizierte De-Mail, § 130a Abs. 4 Nr. 1 ZPO, § 4f De-Mail-G, 

 das besondere elektronische Anwaltspostfach (beA), § 130a Abs. 4 Nr. 2 ZPO, 

 das besondere elektronische Notarpostfach (beN), § 78n BNotO, 

 das besondere elektronische Behördenpostfach (beBPo), § 130a Abs. 4 Nr. 3 ZPO. 

Die Anbringung von qualifizierten elektronischen Signaturen ist bei Nutzung eines sicheren 
Übermittlungswegs grundsätzlich nicht erforderlich. Qualifizierte elektronische Signaturerfor-
dernisse aus dem Fachrecht bleiben hiervon allerdings unberührt. 

 

 


